
gegen Gesetzesverletzungen und zur Beseitigung von 
Mängeln zu mobilisieren, die die Begehung strafbarer 
Handlungen begünstigen.
So wurde z. B. in einem beim 4. Strafsenat anhängigen 
Rechtsmittelverfahren bekannt, daß der Rat des Stadt­
bezirks Dresden-West, Abteilung Innere Angelegen­
heiten, in bezug auf die Wiedereingliederung entlas­
sener Strafgefangener in das gesellschaftliche Leben 
eine ungenügende Arbeit leistet. Die Abteilung Innere 
Angelegenheiten hatte dem im August 1962 aus dem 
Strafvollzug entlassenen Bürger K. zwar einen Arbeits­
platz nachgewiesen, sich aber nicht darüber informiert, 
ob K. mit diesem Betrieb ein Arbeitsrechtsverhältnis 
eingegangen war, und sich auch sonst nicht darum ge­
kümmert, ob K. einer Arbeit nachging. So konnte es 
geschehen, daß K. mehr als fünf Monate lang nicht 
arbeitete, herumbummelte und schlechten Umgang 
hatte. Nachdem er erneut straffällig geworden war, 
wurde er am 4. Februar 1963 verhaftet.
Der Senat hat in dieser Sache Gerichtskritik geübt und 
dabei ausgesprochen, daß die Abteilung Innere Ange­
legenheiten verpflichtet ist, sich Gewißheit darüber zu 
verschaffen, daß der entlassene Strafgefangene, dem sie 
einen Arbeitsplatz zugewiesen hat, auch diese Arbeit 
ständig ausübt. Der Senat hat darauf hingewiesen, daß 
die Abteilung in Zusammenarbeit mit den gesellschaft­
lichen Kräften des jeweiligen Wohnbereichs auf eine 
Arbeitsaufnahme hinwirken und in den Fällen, in 
denen sich der betreffende Bürger gleichwohl unbe­
gründet seiner Pflicht zur Arbeit entzieht, ggf. die 
Anordnung der Arbeitserziehung durch das zuständige 
Gericht verlangen muß.
Diese Gerichtskritik hätte bereits das Bezirksgericht 
Dresden, bei dem das Verfahren in erster Instanz an­
hängig war, erlassen müssen. Das Bezirksgericht ist 
vom 4. Strafsenat entsprechend belehrt worden.
Einen entscheidenden Schritt in der Zusammenarbeit 
mit zentralen staatlichen Organen zur Beseitigung 
straftatbegünstigender Umstände in bestimmten Wirt­
schaftszweigen hat der 4. Strafsenat in der Strafsache 
4 Ust 1/63 getan. Hier wurde im Bereich der Getränke­
versorgung (VEB-K-Getränke) festgestellt, daß Mängel 
in der staatlichen Kontrolltätigkeit und in der Behand­
lung des Leergutes durch die Betriebe (völlig unge­
nügende Kontrolle des Leergutrücklaufs) die Begehung 
von Straftaten wesentlich begünstigt hatten. Da dem 
Senat bekannt war, daß im Bezirk Suhl ähnliche Ver­
fahren aus dem Wirtschaftsbereich der Getränkeindu­
strie bzw. Getränkeversorgung anhängig gewesen 
waren, hat er diese Materialien angefordert und unter 
dem Gesichtspunkt der in diesem Verfahren zutage 
getretenen straftatbegünstigenden Umstände ausge­
wertet. Es ergab sich, daß hier im wesentlichen die 
gleichen Mängel in der staatlichen Leitungstätigkeit 
und in der Leitungstätigkeit der Betriebe wie in der 
Strafsache 4 Ust 1/63 Vorlagen.
Nach Erörterung des gesamten Fragenkomplexes mit 
dem Ministerium der Finanzen wurden die Schluß­
folgerungen aus der Auswertung der Verfahren den 
Abteilungen Staatseinnahmen, Örtliche Industrie und 
Kontrolle und Revision beim Ministerium der Finanzen 
sowie der Abteilung Lebensmittelindustrie beim 
Volkswirtschaftsrat in einem Hinweisschreiben über­
mittelt. Darin wurde empfohlen, die örtlichen Räte 
anzuleiten, daß sie darauf hinwirken, daß
a) mindestens einmal jährlich vollständige Revisionen 
durchgeführt werden, wie dies in der Verordnung über 
die Finanzrevision in den staatlichen Verwaltungen 
und Einrichtungen und in den Betrieben und 
Verwaltungen der volkseigenen Wirtschaft vom
6. November 1952 (GBl. S. 1192) festgelegt ist;

b) die Fachabteilungen, insbesondere die Hauptbuch­
halter dieser Abteilungen, eine Anleitung der kreis­
geleiteten Betriebe auch in bezug auf die Handhabung 
des volkseigenen Rechnungswesens vornehmen;
c) die Behandlung des Leergutes durch die Betriebe 
entsprechend der Anweisung über die Behandlung von 
Leergut in den Brauereien, in den Betrieben, die 
alkoholfreie Getränke herstellen, und in den Abfüll­
betrieben aller Eigentumsformen, die der Volkswirt­
schaftsrat — Leiter der Lebensmittelindustrie — am 
20. März 1963 erlassen hat, erfolgt;
d) Haustrunk, soweit er gewährt werden darf, nicht 
durch Bezahlung abgegolten wird;
e) die Brauereien und Getränke-Abfüllbetriebe bzw. 
andere Großhandelsorgane verpflichtet werden, für 
eine wirksame Kontrolle des Leergutrücklaufs zu 
sorgen.
Die über den Einzelfall hinausgehende Erforschung 
von kriminalitätsbegünstigenden Umständen für einen 
bestimmten Wirtschaftszweig ist eine geeignete Me­
thode, um die gesellschaftliche Wirksamkeit der Recht­
sprechung zu erhöhen. Sie sollte auch von den anderen 
Senaten übernommen werden.
Die Senate des Obersten Gerichts müssen, um eine 
umfassende Kenntnis ihrer speziellen ökonomischen 
Probleme zu erlangen und damit die Voraussetzung 
für eine hohe Qualifikation der Rechtsprechung zu 
schaffen, mit den zuständigen staatlichen Organen und 
der Wirtschaft kontinuierlich Zusammenarbeiten. Die 
hierbei gewonnenen Erfahrungen müssen im Kolle­
gium für Strafsachen beraten werden, damit sie all­
seitig für die Rechtsprechung genutzt werden können. 
Ferner müssen die Stellungnahmen zu den Hinweis­
schreiben und Gerichtskritiken der Senate regelmäßig 
im Kollegium ausgewertet werden. Auf diese Weise 
erhält das Oberste Gericht einen Überblick über die 
Wirksamkeit seiner Rechtsprechung in bezug auf die 
Beseitigung der Ursachen und begünstigenden Bedin­
gungen von Rechtsverletzungen und kann Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeit auf diesem Gebiet fest­
legen.

*

Die Rechtsprechung des Bezirksgerichts Cottbus orien­
tiert die Kreisgerichte konsequent auf den Schutz des 
sozialistischen Eigentums als der ökonomischen Grund­
lage unserer Entwicklung. Auch die Entscheidungen 
der Kreisgerichte arbeiten im allgemeinen die ökono­
mische Seite der Straftaten heraus und kommen bei 
der Einschätzung der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Tat, der Beurteilung der Täterpersönlichkeit und der 
Strafzumessung zu richtigen Ergebnissen. Dennoch gibt 
es einige Fälle, in denen trotz hohen materiellen Scha­
dens auf bedingte Verurteilung erkannt wurde. Hier 
wurden meist positive Eigenschaften des Täters von 
der zugrunde liegenden Tat losgelöst betrachtet und 
bei der Strafzumessung überbewertet.
So hat z. B. das Kreisgericht Herzberg in einer Straf­
sache gegen fünf Blitzschutzmonteure, die durch fal­
sche Aufmaße bei der Montage und unrichtige An­
gaben über verbrauchtes Material rund 200 Auftrag­
geber um mehr als 10 000 DM geschädigt hatten, 
entgegen dem Antrag des Staatsanwalts bei allen 
Angeklagten bedingte Verurteilungen ausgesprochen. 
Das Kreisgericht hat seinen Strafausspruch damit be­
gründet, daß die Angeklagten gute fachliche Arbeit 
leisten und auf den Baustellen keine Kontrollen statt­
gefunden hätten. Da aber in letzter Zeit im Bezirk 
eine Reihe von Verfahren wegen Preisverstoßes und 
Betruges zum Nachteil von Bürgern durchgeführt wer­
den mußten, hätte das Kreisgericht erkennen müssen, 
daß das Abweichen vom Strafantrag des Staatsanwalts
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